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1 Einleitung

Gestitzt auf ein Mandat der Sicherheitsdirektion des Kantons Zurich hat die Behinder-
tenkonferenz Kanton Zurich (BKZ) im August 2017 die Zircher Hochschule fir Ange-
wandte Wissenschaften (ZHAW) beauftragt, eine Studie zum Handlungsbedarf aufgrund
der UNO-Behindertenrechtskonvention (BRK) im Kanton Zirich durchzufuhren.

Die Studie wird vom Zentrum fir Sozialrecht (ZSR) und dem Institut fir Vielfalt und ge-
sellschaftliche Teilhabe (IVGT) als Forschungsgemeinschaft verantwortet. Zusatzlich
wurden Kompetenzen aus dem Institut flir Sozialmanagement (ISM) beigezogen.

Das Projekt dauerte von August 2017 bis Juli 2018 und wurde von einer Steuergruppe
sowie einer Echogruppe eng begleitet. In beiden Gruppen wurden Menschen mit Behin-
derung involviert.

Der vorliegende Kurzbericht stellt die wichtigsten Ergebnisse in aller Kirze und ohne
Quellenverweise dar. Die detaillierten Ausfiihrungen finden sich im Schlussbericht.

2 Ziel und Fragestellungen
Die Studie untersuchte folgende Fragen:

— In welchen staatlichen Aufgabenbereichen ist der Kanton Zirich fir die Umsetzung der
BRK zustandig?

— Welche gesetzlichen und administrativen Massnahmen werden mit Blick auf die aus-
gewahlten Schwerpunkte im Kanton ergriffen?

— Inwieweit besteht aus der Perspektive der BRK fiir den Kanton Handlungsbedarf?

— Welche Empfehlungen lassen sich aus dem Handlungsbedarf fir den Kanton Zirich
zuhanden der Sicherheitsdirektion des Kantons Zirich ableiten?

Fur die Studie wurden von der Steuergruppe sieben Analysefelder ausgewahlt: Behin-
dertengleichstellungspolitik, Bau- und Mobilitatsinfrastruktur, selbstbestimmte Lebens-
fuhrung/autonomes Wohnen/persénliche Mobilitat, Bildung, Arbeit/Beschaftigung, Kul-
tur/Freizeit/Sport sowie Gesundheitswesen.

Um die Schnittstellen zwischen Kanton und Gemeinden besser zu verstehen, wurden die
drei grossten Ziurcher Gemeinden Zirich, Uster und Winterthur untersucht.

3 Methodisches Vorgehen

In vier Modulen wurden mit folgenden forschungsmethodischen Zugéangen Daten erho-
ben und gestutzt darauf Analysen vorgenommen:

- Modul 1 — Grundlagen und Eingrenzung: In einem ersten Schritt wurden bestehende
Berichte zur BRK aus der Schweiz und dem angrenzenden Ausland analysiert. Aus-
serdem wurde gemeinsam mit der Steuergruppe festgelegt, welche Bereiche in der
Studie vertieft untersucht werden sollen.



- Modul 2 - Situation im Kanton: In einem nachsten Schritt wurden die gesetzlichen
Grundlagen im Kanton mittels rechtswissenschaftlicher Methodik dokumentiert sowie
Daten zur Situation im Kanton erhoben. Dieser Schritt beinhaltete eine Analyse der
Rechtspraxis sowie die Durchfiihrung von 33 telefonischen und personlichen Inter-
views mit Fachpersonen mit und ohne Behinderung. Zudem wurden amtliche Doku-
mente, Berichte und Zeitungsartikel analysiert.

- Modul 3 — Analyse der BRK: Die Resultate der Erhebung zur tatsachlichen Situation
im Kanton Zurich wurden aus der Sicht der BRK beurteilt.

- Modul 4 — Empfehlungen: Gestitzt auf die BRK-rechtliche Beurteilung wurden zum
Schluss Empfehlungen erarbeitet. Diese wurden mit der Echogruppe, der Steuer-
gruppe sowie zwei externen Experten im Bereich der Rechte von Menschen mit Be-
hinderung diskutiert.

4 Grundlagen der Behindertenrechtskonvention

Die BRK ist fuir die Schweiz am 15. Mai 2014 in Kraft getreten. Sie verpflichtet die Behor-
den von Bund, Kantonen und Gemeinden, alle geeigneten Massnahmen zu treffen, um
Hindernisse zu beheben, mit denen Menschen mit Behinderung konfrontiert sind, Men-
schen mit Behinderung gegen Diskriminierung zu schitzen sowie ihre Selbstbestim-
mung, Inklusion und Gleichstellung in der Gesellschaft zu férdern.

Menschen mit Behinderung sind gemass BRK Personen, die langfristige korperliche, see-
lische, geistige oder Sinnesbeeintrachtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit
verschiedenen umwelt- und einstellungsbedingten Barrieren an der vollen, wirksamen
und gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern kénnen.

Das zentrale Prinzip der BRK ist das Diskriminierungsverbot. Es verbietet jede Unter-
scheidung, Ausschliessung oder Beschrankung aufgrund von Behinderung, die zum Ziel
oder zur Folge hat, dass das auf die Gleichberechtigung mit anderen gegrindete Aner-
kennen, Geniessen oder Ausitiben aller Menschenrechte und Grundfreiheiten im politi-
schen, wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen, burgerlichen oder jedem anderen Bereich
beeintrachtigt oder vereitelt wird.

Die BRK orientiert sich zudem an den Grundsétzen der «Gleichberechtigung mit ande-
ren», der «Zuganglichkeit» und der «Inklusion». Damit wird verdeutlicht, dass die BRK
mehr als nur formale Rechtsgleichheit einfordert. Vielmehr hat sie zum Ziel, dass Men-
schen mit Behinderung gleichberechtigt mit anderen voll in die Gemeinschaft einbezogen
sind und umfassend und selbstbestimmt am 6ffentlichen Leben teilhaben kénnen.

Der Kanton ist dazu verpflichtet, im Rahmen seiner verfassungsmassigen Zustandigkeit
alle in der BRK aufgelisteten Menschenrechte umzusetzen.



5 Ergebnisse

5.1 Behindertengleichstellungspolitik

Der Bereich der Behindertengleichstellungspolitik umfasst den rechtlichen und organisa-
torischen Rahmen, in dem die Gleichstellung von Menschen mit Behinderung bereichs-
Ubergreifend geférdert und koordiniert wird. Dazu zahlen unter anderem die Teilbereiche
Statistik und Monitoring, Mitsprache und Mitbestimmung, Zuganglichkeit, Sensibilisierung
und Wissensvermittlung sowie Berticksichtigung von Teilgruppen.

Ergebnisse zum Teilbereich «Rechtlich-organisatorischer Rahmen»: Aus der Sicht der
BRK ist es problematisch, dass der Kanton kein Rahmengesetz hat, das die Forderung
der Rechte von Menschen mit Behinderung zum Zweck hat. Ein Defizit besteht ferner
darin, dass der Kanton tber keine Verwaltungsstelle verfligt, die Uber die Kompetenzen
verfugt, die Umsetzung der Rechte von Menschen mit Behinderung zu koordinieren und
zu Uberwachen. Der Fokus der gesetzlichen und institutionellen Vorkehrungen liegt auf
den Institutionen flir erwachsene Menschen mit Behinderung. Dies steht im Widerspruch
zur Pflicht der BRK zur effektiven Gewahrleistung der gleichberechtigten und selbstbe-
stimmten Teilhabe am gesellschaftlichen Leben.

Ergebnisse zum Teilbereich «<Koordination im féderalen Staatswesen» zur Umsetzung
in den Gemeinden und zur Zusammenarbeit mit dem Bund: Der Kanton setzt seine Pflicht
zur Unterstutzung der Gemeinden bei der Umsetzung der Rechte von Menschen mit Be-
hinderung nicht genigend um. Kleinere und mittlere Gemeinden sind Uberfordert und
reagieren erst, wenn ein bestimmtes Problem auftritt. Sie haben nur sehr wenig Wissen
Uber ihre Pflichten und Mdéglichkeiten zum Abbau von Barrieren und Hindernissen fir
Menschen mit Behinderung. Auch die Zusammenarbeit mit dem Bund an wichtigen
Schnittstellen steht noch in den Anfangen und ist wenig systematisiert.

Ergebnisse zum Teilbereich «Statistik und Monitoring»: Aus der Sicht der BRK ist zu
bemangeln, dass der Kanton Zurich nicht Uber ausreichende Informationen verfugt, um
wirksame Konzepte und Massnahmen zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung
entwickeln, umsetzen und tberwachen zu kénnen. In allen Bereichen fehlt Wissen tber
die Verteilung und Reprasentation von Menschen mit Behinderung, zu den Barrieren und
Hindernissen bei der gesellschaftlichen Teilhabe sowie zu Alltagsdiskriminierungen. Zu-
dem gibt es wenig Daten und Wissenstransfer zur Wirksamkeit der Massnahmen zur
Forderung der Rechte von Menschen mit Behinderung.

Ergebnisse zum Teilbereich «Mitsprache und Mitbestimmung»: Der von der BRK ge-
forderte enge und aktive Einbezug von Menschen mit Behinderung in die kantonale Po-
litik ist nicht gewahrleistet. Menschen mit Behinderung werden im Kanton Zirich einzig
bei Fragen zu Bau- und Mobilitatsinfrastruktur systematisch konsultiert. Sogar dabei zeigt
sich allerdings, dass Menschen mit einer psychischen, kognitiven oder komplexen Behin-
derung nur ungentigend vertreten sind.

Ergebnisse zum Teilbereich «Zuganglichkeit»: Die Verfassungsbestimmungen zum



Rechtsanspruch auf Zugang zu o6ffentlichen Leistungen und zum Grundrecht auf Gebar-
densprache haben sich bis anhin nicht in der Realitat niedergeschlagen. Es mangelt an
einem Konzept zur Férderung der Zugénglichkeit. Zudem fehlen konkrete und verbindli-
che Standards einer hindernis- bzw. barrierefreien Kommunikation. Menschen mit Seh-
und Horbehinderung sowie Personen mit kognitiver Behinderung erhalten nicht die erfor-
derlichen Hilfestellungen wie zum Beispiel Gebardensprachdolmetschende, Unterlagen
in einer verstandlichen Sprache oder miundliche Erklarungen. Ausserdem ist nicht ge-
wabhrleistet, dass die digitalen Angebote des Kantons sowie die von den Stellen einge-
setzten Kommunikationstechnologien inklusive Internet zugénglich sind. Sodann ist nicht
sichergestellt, dass Veranstaltungen im offentlichen Raum hindernisfrei genutzt werden
kénnen.

Ergebnisse zum Teilbereich «Sensibilisierung und Wissensvermittlung»: Die Mass-
nahmen des Kantons zum Abbau von Klischees, Vorurteilen und Alltagsdiskriminierungen
sind ungentigend. Ein grosser Handlungsbedarf besteht zudem darin, die Angestellten
von Kanton und Gemeinden gezielt Gber die Rechte von Menschen mit Behinderung und
ihre Pflichten und Mdglichkeiten zum Abbau von Hindernissen zu informieren. Dariber
hinaus besteht Bedarf an einer verstarkten Sensibilisierung von Menschen mit Behinde-
rung uUber ihre Rechte.

Ergebnisse zum Teilbereich «Berlucksichtigung von Teilgruppen»: Es gibt im Kanton
Zurich einen grossen Bedarf, sich mit den spezifischen Schwierigkeiten der einzelnen
Teilgruppen von Menschen mit Behinderung zu befassen. Handlungsbedarf gibt es zum
einen mit Blick auf Menschen mit psychischer Behinderung, kognitiver Behinderung, Hor-
sehbehinderung und schwerer Behinderung. Notwendig ist zudem ein Dialog mit Men-
schen, die multipler Diskriminierung ausgesetzt sind sowie mit Organisationen, die sich
fur die Rechte von Frauen, Kindern, Transpersonen, Menschen mit Geschlechtsvarianten
sowie Menschen mit Rassismuserfahrung einsetzen.

5.2 Bau- und Mobilitatsinfrastruktur

Der Bereich «Bau- und Mobilitatsinfrastruktur» erfasst Bauten und Anlagen sowie die In-
frastruktur des offentlichen Verkehrs wie Fahrzeuge und Haltestellen.

Kanton und Gemeinden sind flur staatliche und o6ffentliche Bauten wie Verwaltungsge-
baude, Schulen, Spitdler, Energieanlagen, Kulturstatten und Wohngebaude zustandig.
Ebenso in kantonaler bzw. kommunaler Kompetenz ist die Forderung von gemeinnutzi-
gem Wohnungsbau. Ferner sorgen Kanton und Gemeinden fir ein sicheres, wirtschaftli-
ches und umweltgerechtes Verkehrsnetz. Der Kanton hat die Hoheit Giber die Staatsstras-
sen und fordert den 6ffentlichen Personenverkehr im ganzen Kantonsgebiet. Er ist insbe-
sondere flur die Planung und Finanzierung zustandig. Ausserdem ist der Kanton bei Ses-
selbahnen mit weniger als neun Platzen pro Transporteinheit und bei Personentranspor-
ten auf der Strasse mit Fahrzeugen, die weniger als neun Passagiere aufnehmen kon-
nen, umfassend zustéandig.

Ergebnisse der Untersuchung: Die sich aus der BRK ergebenden gesetzgeberischen
Verpflichtungen werden vom Kanton erfullt. Handlungsbedarf besteht bei der Umsetzung,
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die langsam vorangeht. Viele Bushaltestellen, Strassen, offentliche Platze und Gebaude
sind nicht hindernisfrei zuganglich und nutzbar. Dabei gibt es zwischen den Gemeinden
teilweise grosse Unterschiede. Das Zwei-Sinnes-Prinzip ist nicht flachendeckend umge-
setzt. Grosser Handlungsbedarf besteht bei der fehlenden systematischen Erhebung der
Umsetzung der Hindernisfreiheit bei 6ffentlich zugéanglichen Gebauden und Anlagen so-
wie Wohngeb&uden. Problematisch ist ferner die ungentgende Sensibilisierung von Ent-
scheidungstragerinnen und Entscheidungstradgern wie Bauherren sowie Architektinnen
und Architekten.

5.3 Selbstbestimmte Lebensfihrung

«Selbstbestimmtes Leben» bedeutet, dass Menschen mit Behinderung mit gleichen
Wahlmadglichkeiten wie Menschen ohne Behinderung tber ihr Leben bestimmen und Ent-
scheidungen treffen. Selbstbestimmung ist grundlegend fur ein unabhangiges Leben,
sollte aber nicht nur als die Fahigkeit, tagliche Aktivitaten selbst durchzuflhren, missver-
standen werden. Selbstbestimmt sein bedeutet nicht notwendigerweise, alleine zu leben,
sondern dartber bestimmen zu kénnen, welche Aktivitaten wo und mit wem ausgeubt
werden.

Die vorliegende Untersuchung konzentrierte sich auf die drei Teilbereiche «autonomes
Wohnen», «personliche Mobilitat» und «Flexibilisierung und Individualisierung von Unter-
stutzungsangeboten». Weitere wichtige Themen wie zum Beispiel der Kindes- und Er-
wachsenenschutz, Sexualitdt sowie Familie und Beziehung mussten aus Ressourcen-
grinden ausgelassen werden.

Ergebnisse der Untersuchung: Es ist nicht garantiert, dass Menschen mit Behinderung
unabh&ngig von Art und Schweregrad ihrer Behinderung die Mdglichkeit haben, ihre
Wohnform frei zu wéahlen und beispielsweise in selbststandigen, unterstitzten bzw. be-
gleiteten Wohnformen zu leben. Insbesondere Menschen mit schwerer Behinderung ha-
ben diese Wahlfreiheit nicht. Dies verstosst gegen das Recht auf unabhangige Lebens-
fuhrung. Handlungsbedarf besteht ferner darin, dass der Kanton die in den Institutionen
begonnene Auseinandersetzung mit der BRK starker unterstiitzt und enger Gberwacht,
damit eine schnelle Umsetzung der BRK erreicht wird.

Fur Menschen mit Behinderung, die ausserhalb von Institutionen leben, besteht eine Not-
wendigkeit, Unterstltzungsdienste verstarkt zu flexibilisieren und zu individualisieren.
Zwingend ist zudem eine finanzielle Unterstitzung, die am tatsachlichen Bedarf der Men-
schen ausgerichtet ist, damit diese mdglichst ohne Nachteile und selbstbestimmt am ge-
sellschaftlichen Leben teilhaben kénnen.

5.4 Bildung

Der Bereich «Bildung» umfasst die staatlich geregelte Bildung, die in der obligatorischen
Schule stattfindet oder zu einem Abschluss der Sekundarstufe II, der h6heren Berufsbil-
dung sowie zu einem akademischen Grad fuhrt. Ebenfalls dazu zahlen Abschlisse, die
Voraussetzung fur eine staatlich reglementierte berufliche Tatigkeit bilden. Fir die Volks-



schulstufe und die Mittelschule ist der Kanton umfassend zustandig; bei der Berufsbil-
dung fur den Vollzug und die Forderung. Ebenfalls verantwortlich ist er — gemeinsam mit
dem Bund — im Bereich der Hochschulbildung.

Neben dieser formalen Bildung beinhaltet der Bereich «Bildung» die nichtformale Bil-
dung. Darunter fallt die strukturierte Bildung, namentlich in organisierten Kursen, mit
Lernprogrammen und einer definierten Lehr-Lern-Beziehung. Bestandteil ist sodann die
sogenannte informelle Bildung, worunter das Erwerben und Vermitteln von Kompetenzen
ausserhalb strukturierter Bildung verstanden wird wie etwa durch das Studium von Fach-
literatur, Lernen in der Familie oder bei ehrenamtlichen Tatigkeiten.

Ergebnisse der Untersuchung: Trotz Regelungen zur Forderung der Gleichstellung in der
Grundschul- und Berufsschulbildung gibt es in der Gesetzgebung zum Bildungsrecht ge-
wichtige Licken. Es fehlen ein Grundsatz der Inklusion, ein Recht auf Integration und ein
Anspruch auf angemessene Vorkehrungen, die fur samtliche Bildungsstufen gelten. So-
dann ist sicherzustellen, dass Kinder und Jugendliche mit Sinnesbehinderung sowie
ihnen nahe Angehoérige auf die Behinderung abgestimmte Kommunikationstechniken ler-
nen kdnnen. Ferner fehlen vor allem mit Blick auf die Mittel- und Hochschulen verbindli-
che Vorgaben fur Forder- und Unterstiitzungsmassnahmen. Mit Blick auf die Berufsschul-
bildung sollte der Kanton darauf achten, Jugendliche und junge Erwachsene mit psycho-
sozialer Behinderung bei der Berufsbildung bedarfsgerechter zu unterstitzen.

Der grésste Handlungsbedarf besteht darin, gentigende Ressourcen fir ein alle Stufen
Ubergreifendes inklusives Bildungssystem zur Verfligung zu stellen. Die Schulen missen
in die Lage versetzt werden, Gebéaude, Informationen, Kommunikation, Curriculum, Bil-
dungsmaterial, Lehrmethoden und Systeme zur Unterstltzung der Schilerinnen und
Schiler mit Behinderung schrittweise auf einen Stand zu bringen, der dem Prinzip der
Gleichbehandlung entspricht. Auch im Bereich der Weiterbildung braucht es zuséatzliche
Anstrengungen der Zuganglichmachung des bestehenden Angebots fir samtliche For-
men der Behinderung.

5.5 Arbeit und Beschéftigung

Der Kanton ist fuir die Regelung der Arbeitsverhaltnisse des Kantonspersonals zustandig.
Zudem hat er die Aufgabe, glunstige Rahmenbedingungen fir eine vielseitige, wettbe-
werbsfahige, soziale und freiheitliche Wirtschaft und fur ein vielfaltiges Arbeitsplatz- und
Lehrstellenangebot zu schaffen. Ebenfalls zu seinen Aufgaben zahlen die Umschulung
und Weiterbildung Erwerbsloser und ihre Wiedereingliederung in den Arbeitsprozess. Ins-
besondere ist der Kanton daflir zustandig, Beitrage an den Bau und den Betrieb von In-
stitutionen zu leisten, die dem Wohnen und dem Arbeiten dienen.

Ergebnisse der Untersuchung: Die gesetzlichen Grundlagen im Personalrecht des
Kantons Zrich entsprechen nur zum Teil den Vorgaben der BRK. Es ist nicht garantiert,
dass Angestellte mit Behinderung ein Recht haben, dass Arbeitgebende das Arbeits-
umfeld in einer Weise organisieren, die der Behinderung einer Person angemessen und
bedarfsgerecht ist. Ferner besteht Handlungsbedarf bei den Massnahmen zur Eingliede-
rung von Menschen mit Behinderung in die Verwaltung. Der Kanton Zirich Gbernimmt in
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Bezug auf die Anstellung von Menschen mit Behinderung bisher keine Vorbildfunktion.
Es fehlt eine verbindliche Strategie mit konkreten Zielen und Massnahmen, die den Anteil
von Anstellungen von Menschen mit Behinderung bei kantonalen und kommunalen Be-
schaftigungsverhaltnissen verbessert.

Ebenfalls erhéhen muss der Kanton seine Anstrengungen im Bereich der Férderung der
Integration von Menschen mit Behinderung in den Arbeitsmarkt. Dabei stehen insbeson-
dere das Schaffen von Anreizen tber das Subventions- und Beschaffungsrecht sowie die
Férderung von Beschaftigungsprogrammen und der unterstltzten Beschéaftigung im Vor-
dergrund.

5.6 Kaultur, Freizeit und Sport

Zum Bereich «Kultur, Freizeit und Sport» gehort eine breite Palette an Angeboten von
Museen, Theatern, Kinos, Bibliotheken und Archiven sowie Restaurations-, Club- und
Konzertstatten. Kultur und Sport liegen in der gemeinsamen Zusténdigkeit von Bund und
Kanton. Im Kanton Zurich muss der Kanton gemeinsam mit den Gemeinden gunstige
Rahmenbedingungen fur kulturelle Innovationen schaffen und den Sport férdern. Ausser-
dem sind Kanton und Gemeinden gemass kantonaler Verfassung darum besorgt, gute
Rahmenbedingungen flr eine vielseitige, wettbewerbsfahige, soziale und freiheitliche
Wirtschaft zu schaffen, welche die unterschiedlichsten Bereiche von Freizeitdienstleis-
tungen betreffen kénnen.

Ergebnisse der Untersuchung: Es fehlt eine Ubersicht zu den Hindernissen bzw. Barrie-
ren, denen Menschen mit Behinderung im Bereich «Kultur, Freizeit und Sport» ausge-
setzt sind. Der Kanton hat seine gesetzgeberischen und administrativen Mittel nicht aus-
geschopft, um die Zuganglichkeit von Inhalt und Format von Kultur-, Freizeit- und
Sporteinrichtungen zu gewahrleisten. Neben gesetzgeberischen Massnahmen im Be-
reich des Subventions- und Beschaffungsrechts ist der Kanton zu verpflichten, ein viel-
faltiges und qualitativ hochwertiges Kunstschaffen und Kulturangebot fir Menschen mit
Behinderung spezifisch zu férdern. Handlungsbedarf besteht ausserdem mit Blick auf die
Verankerung des Themas Behinderung in Projekten und Programmen sowie der Férde-
rung der sprachlichen Identitat und Gehoérlosenkultur.

5.7 Gesundheitswesen

Angesichts der grossen Tragweite des Gesundheitssystems ist eine eigene Studie nétig,
um die Bedeutung der BRK im Bereich «Gesundheitswesen» darzulegen. Insbesondere
die Anforderungen an die Qualitat und Quantitat der Leistungen bergen viele offene Fra-
gen. Die Ausfuhrungen in diesem Kapitel beschranken sich auf die Frage, ob «Behinde-
rung» im «Gesundheitswesen» des Kantons Zurich ein Thema ist. Erfasst sind unter an-
derem Spitéler, Pflegeheime, Institutionen der spitalexternen Kranken- und Gesundheits-
pflege der Spitex sowie ambulante arztliche Institutionen.

Ergebnisse der Untersuchung: Das Thema der Gleichstellung und der Rechte von Men-
schen mit Behinderung ist im Bereich von Gesundheit und Pflege kaum prasent. Es ist
nicht sichergestellt, dass das Gesundheitspersonal den individuellen Bedirfnissen der zu

10



behandelnden, betreuenden und zu pflegenden Personen mit Behinderung Rechnung
tragt. Es ist nicht garantiert, dass Anbietende von Gesundheitsdienstleistungen daftir sor-
gen, dass ihre Dienste hindernisfrei zur Verfiigung gestellt werden. Ferner besteht Bedarf
nach einer Regelung im Gesundheitsgesetz, welche die Gesundheitseinrichtungen dazu
verpflichten, das Personal fur die Rechte von Menschen mit Behinderung zu sensibilisie-
ren.

6 Empfehlungen
Im Folgenden werden drei Empfehlungen formuliert, die sich aus der BRK ergeben.

1. Aufbau und dauerhafte Finanzierung einer kantonalen Verwaltungsstelle (z.B.
Fachstelle) zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung, welche tber die
Befugnisse, Fachkompetenzen und finanziellen Mittel verfligt, um die Umsetzung
der Behindertenrechtskonvention effektiv zu koordinieren;

2. Erarbeitung eines konkreten, terminierten und Uberprufbaren Entwicklungs- und
Massnahmenplans zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderung und Umset-
zung der BRK im Kanton Zirich und den Gemeinden;

3. Systematische Verbesserung der hindernisfreien Zugénglichkeit der Information
und Kommunikation der kantonalen Verwaltung und ihrer Angebote.

Aus dieser Beschrankung der Empfehlungen kann nicht der Schluss gezogen werden,
dass die Umsetzung dieser Empfehlungen ausreicht, um die Anforderungen der BRK zu
erfullen. Unter anderem verweisen wir an dieser Stelle auf den Vorschlag der Regierung
des Kantons Basel-Stadt, der gestutzt auf eine Untersuchung der Universitat Basel zur
BRK ein Modell fur ein kantonales Rahmengesetz lber die Rechte von Menschen mit
Behinderung sowie diverse Anpassungen in der Spezialgesetzgebung vorschlagt.

Ausserdem findet sich im Schlussbericht der Studie eine Ubersicht zu méglichen Mass-
nahmen zu den in der Studie untersuchten thematischen Schwerpunkten: «Bau- und Mo-
bilitatsinfrastruktur», «Selbstbestimmte Lebensfuhrung», «Bildung», «Arbeit und Be-
schaftigung», «Kultur, Freizeit und Sport» sowie «Gesundheitswesen».

Andere Bereiche konnten im Rahmen dieser Studie nicht behandelt werden. Hier braucht
es zusatzliche und jeweils spezifische Untersuchungen zu den Verpflichtungen, die sich
fur den Kanton aus der BRK ergeben.

11



Zircher Hochschule
fir Angewandte Wissenschaften

zh
aw

Zurcher Fachhochschule

School of Management and Law

Zentrum fir Sozialrecht

Gertrudstrasse 15
CH-8400 Winterthur
www.zhaw.ch/sml

Soziale Arbeit
Institut fur Vielfalt und gesellschaftliche Teilhabe

Institut fur Sozialmanagement

Pfingstweidstrasse 96
Postfach

CH-8005 ziirich

Telefon +41 58 934 85 09
www.zhaw.ch/sozialearbeit

www.zhaw.ch/sozialearbeit



	1 Einleitung
	2 Ziel und Fragestellungen
	3 Methodisches Vorgehen
	4 Grundlagen der Behindertenrechtskonvention
	5 Ergebnisse
	5.1 Behindertengleichstellungspolitik
	5.2 Bau- und Mobilitätsinfrastruktur
	5.3 Selbstbestimmte Lebensführung
	5.4 Bildung
	5.5 Arbeit und Beschäftigung
	5.6 Kultur, Freizeit und Sport
	5.7 Gesundheitswesen

	6 Empfehlungen

